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Der Landrat 
 
 

B E K A N N T M A C H U N G  
 

der 25. Sitzung des  
 

K r e i s t a g e s 
 

Donnerstag, den 26.03.2020 um 17:00 Uhr, 
 

im großen Sitzungssaal (Ebene E KT 1), Kreisverwaltung Rhein-Erft-Kreis, 
 

Willy-Brandt-Platz 1, 50126 Bergheim 
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1 Fragestunde für Einwohnerinnen und Einwohner 
 

 
2 Berichte über Beratungsergebnisse von Gremien, in denen der Rhein-Erft-Kreis vertreten 

ist 
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2.5 77. Sitzung der Verbandsversammlung des Zweckverbandes der kdvz 
Rhein-Erft-Rur vom 13.12.2019 

125/2020  
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1. Ergänzung 
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Gemeindeordnung (GO NRW) 

88/2020  
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376/2019 
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„Offbeat Academy“ sowie der Beteiligung des Kreises an der 
nächsten LEADER-Förderphase (2023-2030) 

69/2020  
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Juni 2020 

130/2019 
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83/2019 
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105/2020  

 

3



 
Bekanntmachung der Sitzung des Kreistages vom 26.03.2020 Seite 3 
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K 34 OD in Bergheim-Quadrath-Ichendorf (Ahestraße) 

116/2020  
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20 Mittelfreigabe und Handlungsermächtigung für die Verwaltung zur 
Durchführung der Breitbandförderverfahren "Schulen und 
Krankenhäuser" sowie "Gewerbe- und Industriegebiete" in 
Kooperation mit kreisangehörigen Kommunen. 

102/2020  

 
 

21 14. Änderung der Satzung des Rhein-Erft-Kreises über die Erhebung 
von Gebühren für die Leitstelle im Bereich des Rettungsdienstes 

112/2020  

 
 

22 Bereitstellung von außerplanmäßigen Haushaltsmitteln zur 
Bekämpfung des Coronavirus   COVID-19 

124/2020  

 
 

23 Empfehlungen der Kohlekommission 1:1 umsetzen! - Mehremissionen 
an CO2 verhindern! - Manheim erhalten! 
- Antrag der Kreistagsfraktion DIE LINKE vom 28.01.2020 - 

26/2020  

 
 
 
 

 Strukturstärkungsgesetz Kohleregionen zukunftsfähig machen 
- Antrag der Kreistagsfraktion DIE LINKE vom 27.02.2020 - 

26/2020 
1. Ergänzung 

 

 
 

24 Wohnungsmarkt im Rhein-Erft-Kreis 
- Antrag der SPD-Kreistagsfraktion vom 06.03.2020 - 

126/2020  

 

 

B Nichtöffentlicher Teil 
 
1 Berichte über Beratungsergebnisse von Gremien, in denen der Rhein-Erft-Kreis vertreten 

ist 
 
 

1.1 77. Sitzung der Verbandsversammlung des Zweckverbandes der kdvz 
Rhein-Erft-Rur vom 13.12.2019 

125/2020 
1. Ergänzung 

 

 

2 Mitteilungen 
 

 
3 Anfragen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

4 Pachtvertrag CFA Guidel 96/2020  
 

 

gez. Michael Kreuzberg 
Landrat 

4



        Bergheim, 04.03.2020 

 

RheinRheinRheinRhein----ErftErftErftErft----KreisKreisKreisKreis    

Der LandratDer LandratDer LandratDer Landrat    

 

 

Der Dienstausweis Nr. 2771 von Frau Aida Muraspahic, ausgestellt vom Landrat des 

Rhein-Erft- Kreises, ist in Verlust geraten und wird hiermit für ungültig erklärt. 

Der unbefugte Gebrauch dieses Dienstausweises wird strafrechtlich verfolgt. Sollte 

der Ausweis gefunden werden, wird gebeten, ihn dem  Landrat des Rhein-Erft-Kreises 

in 50126 Bergheim, Willy-Brandt-Platz 1, Amt für Personalmanagement, zuzuleiten. 

Im Auftrag 

 

Spix 
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Öffentliche Bekanntmachung  

Widerspruchsrecht bei der Weitergabe von Meldedaten 
 

Ohne Angabe von Gründen können Einwohnerinnen und Einwohner der Weitergabe 

ihrer Meldedaten in den nachstehend genannten Fällen widersprechen: 

 

Die Meldebehörde kann Auskünfte an Parteien, Wählergruppen und andere 

Träger von Wahlvorschlägen im Zusammenhang mit Wahlen und Abstimmungen 

in den sechs der Wahl oder Abstimmung vorangehenden Monaten Auskunft über 

Vor- und Familiennamen ohne Geschlechtsangabe, Doktorgrad und Anschrift 

erteilen. Die Auskunftserteilung erstreckt sich auf eine nach dem Lebensalter 

bestimmte Gruppe von wahlberechtigten Personen. 

Bei Alters- u. Ehejubiläen kann die Meldebehörde den Mandatsträgern 

(Mitgliedern parlamentarischer und kommunaler Vertretungskörperschaften) und der 

Presse oder dem Rundfunk Auskunft aus dem Melderegister über Alters- oder 

Ehejubiläen von Einwohnern mit Familiennamen, Vornamen, Doktorgrad und 

Anschrift sowie Tag und Art des Jubiläums von Jubilaren (50-, 60-, 65-, 70- und 75-

jähriges Ehejubiläum sowie bei Vollendung des 70., 75., 80., 85., 90., 95., 100. und 

spätere Geburtstage) erteilen. Ein diesbezüglich eingetragener Widerspruch gilt 

jedoch nicht gegenüber der Verwaltungsleitung. 

Außerdem erteilt die Meldebehörde Auskunft an Adressbuchverlage über Vor- und 

Familiennamen, Doktorgrad und Anschriften sämtlicher Einwohnerinnen und 

Einwohner, die das 18. Lebensjahr vollendet haben.  

Den öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften werden neben den Daten ihrer 

Mitglieder auch Daten von Nichtmitgliedern, die als Familienangehörige mit dem 

Kirchenmitglied im selben Familienband leben, übermittelt. Der  Betroffene - also 

nicht das Kirchenmitglied selbst - kann dieser anlassbezogenen Datenübermittlung 

jedoch widersprechen. 

Die Meldebehörden haben dem Bundesamt für Personalmanagement der 

Bundeswehr zum Zwecke der Übersendung von Informationsmaterial über 

Tätigkeiten in den Streitkräften Daten von männlichen und weiblichen Personen mit 

deutscher Staatsangehörigkeit zu übermitteln, die im nächsten Jahr volljährig 

werden.  

 

Auf das o. g. Widerspruchsrecht weise ich hiermit hin. Der Widerspruch ist 

schriftlich oder zur Niederschrift beim Bürgerservice der Kreisstadt Bergheim, 

Bethlehemer Straße 9 – 11, 50126 Bergheim, zu erklären. In diesem Zusammenhang 

verweise ich auch auf die Ausführungen auf der Internetseite der Kreisstadt 

Bergheim (http://www.bergheim.de/widerspruch-und-einwilligung-zur-weitergabe-

von-meldedaten.aspx) und das dort hinterlegte Formular. 

 

Bergheim, den 09.03.2020 

Der Bürgermeister 

Im Auftrag 

gez. Kocageriz 
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Öffentliche Bekanntmachung der 
STADT BEDBURG 

 
Bebauungsplan Nr. 4/ Kaster, 3. Änderung – Baugebiet Sonnenfeld 

 
hier: Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung gem. § 3 Abs. 2 Bauge-

setzbuch (BauGB) 
 

Der Stadtentwicklungsausschuss der Stadt Bedburg hat in seiner Sitzung am 
18.02.2020 folgenden Beschluss gefasst: 
 
Der Stadtentwicklungsausschuss fasst den Beschluss zur Offenlage für den Bebau-
ungsplan Nr. 4/ Kaster, 3. Änderung – „Baugebiet Sonnenfeld“ gemäß § 3 Abs. 2 und 
§ 4 Abs. 2 BauGB in Verbindung mit § 13a in der Fassung der Bekanntmachung vom 
3. November 2017 (BGBl. I S. 3634). 
 
In Kaster werden mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 4/ Kaster, 3. Änderung 
zwei Ziele verfolgt. Zum einen soll die Erschließung der großen Wohnbaufelder des 
Geschosswohnungsbaus verbessert werden. Und zum anderen wird die festgesetzte 
Dachform der vier Baufenster im mittig im Baugebiet gelegenen quadratischen Baufel-
des geändert. Gegenüber diesen Baufeldern soll die zulässige Traufhöhe um 0,50 m 
und die zulässige Firsthöhe um 1,00 m angehoben werden. Begleitend mit anderen 
kleinteiligen Änderungen sollen so kompakte Reihenhausprojekte in serieller Bau-
weise umsetzbar werden.  
 
Es handelt sich um einen Bebauungsplan der Innenentwicklung. Das beschleunigte 
Bauleitplanverfahren nach § 13a BauGB findet hier Anwendung. Die genaue Abgren-
zung des Geltungsbereiches ist der Planzeichnung zu entnehmen.  
 
Der „Bebauungsplan Nr. 4/ Kaster, 3. Änderung – Baugebiet Sonnenfeld“ liegt mit 
dem zeichnerischen Teil, den textlichen Festsetzungen, der Begründung und den je-
weiligen DIN Vorschriften, jedoch – in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbe-
hörde – ohne neue Artenschutzrechtliche Prüfung, in der Zeit vom 
 

17. März 2020 bis einschließlich 17. April 2020 
im Rathaus Kaster, Am Rathaus 1, 50181 Bedburg, 

Fachdienst 5 - Stadtplanung, Bauordnung, Wirtschaftsförderung, 
im Aushangkasten im Flur des 2. OG 

  
während der Sprechzeiten zur Einsichtnahme für Jedermann öffentlich aus. Darüber 
hinaus können die Unterlagen auch auf der Internetseite der Stadt Bedburg unter 
www.bedburg.de >> Stadtentwicklung, Bauen und Wirtschaft >> Stadtentwicklung >> 
Bauleitpläne Öffentlichkeitsbeteiligung eingesehen werden.  
 
Stellungnahmen können während der Auslegungsfrist schriftlich bei der Stadtverwal-
tung, Rathaus Kaster, Am Rathaus 1, 50181 Bedburg, Fachdienst 5, per E-Mail an 
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stadtplanung@bedburg.de oder mündlich zur Niederschrift im Rathaus Kaster, Am 
Rathaus 1, 50181 Bedburg, Zimmer 203, vorgebracht werden. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die öffentliche Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB des „Bebauungsplan Nr. 4/ Kaster, 
3. Änderung – Baugebiet Sonnenfeld“ wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Hinweise: 
 
1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 des BauGB über 

die Entschädigung von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermögens-
nachteilen sowie die Fälligkeiten und das Erlöschen entsprechender Entschä-
digungsansprüche wird hingewiesen. Nach § 44 Abs. 3 BauGB kann der Ent-
schädigungsberechtigte Entschädigungen verlangen, wenn die in den §§ 39 bis 
42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann die Fäl-
ligkeit des Anspruches dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschä-
digung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädi-
gungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem die im vorgenannten Absatz bezeichneten Vermögens-
nachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird. 

 
2. Entsprechend § 4a Abs. 6 BauGB können Stellungnahmen, die im Verfahren 

der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung (vgl. §§ 3 und 4 BauGB) nicht 
rechtzeitig abgegeben worden sind, bei der Beschlussfassung über den Bau-
leitplan unberücksichtigt bleiben, sofern die Gemeinde deren Inhalt nicht kannte 
und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des 
Bauleitplans nicht von Bedeutung ist. 
 

3. Hinweis gemäß § 13 Abs. 3 Satz 2 BauGB: Im Rahmen des Planverfahrens 
wird von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, dem Umweltbericht nach 
§ 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten 
umweltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie von der zusammenfas-
senden Erklärung nach § 6 Abs. 5 Satz 3 und § 10 Abs. 4 BauGB abgesehen. 

 
4. Es wird gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-West-

falen (GO NW) ebenso darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfah-
rens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung gegen Satzungen, sonstige 
ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines 
Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden können, es 
sei denn 
a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes An-

zeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b)  die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächen-

nutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht wor-
den, 

c)  der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Bedburg vor-

her gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
5. Ferner wird auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung 

von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie 
die Rechtsfolgenden des § 215 Abs. 1 BauGB hingewiesen. Unbeachtlich wer-
den demnach eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche 
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Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter 
Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vor-
schriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungs-
plans und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwä-
gungsvorgangs, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung 
des Bebauungsplans schriftlich gegenüber der Stadt Bedburg geltend gemacht 
worden sind; der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen 
soll, ist darzulegen. 

 
6. Einsehbarkeit von Rechtsvorschriften: Die der Planung zugrundeliegenden Vor-

schriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse, Richtlinien und DIN-Vorschriften) 
können beim Fachdienst 5 - Stadtplanung, Bauordnung, Wirtschaftsförderung - 
der Stadt Bedburg, Am Rathaus 1, in 50181 Bedburg während der Öffnungszei-
ten eingesehen werden. 

 
 
Bedburg, 02.03.2020 
 
Stadt Bedburg 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Sascha Solbach 
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Lageplan „Bebauungsplan Nr. 4/ Kaster, 3. Änderung – Baugebiet Sonnenfeld“ 
 

 
 

(ohne Maßstab) 
 

© Vermessungs- und Katasteramt Rhein-Erft-Kreis 
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Pressemitteilung 
 
 

 
 

Ablauf der Nutzungsrechte an Reihengräbern 

 
Pulheim, 2. März 2020 – Die Nutzungsrechte an zahlreichen Reihengräbern im 
Stadtgebiet sind abgelaufen. Es handelt sich um Reihen- bzw. Urnenreihengräber, in 
denen bis zum 31. Dezember 1999 Bestattungen erfolgt sind und deren 20-jährige 
Ruhefrist abgelaufen ist. Die Angehörigen werden gebeten, die Grabmale einschließlich 
der Fundamente, Einfassungen sowie Bepflanzung, Grablampen und Schalen bis 
spätestens Montag, 18. Mai 2020, abzuräumen. Erfolgt die Abräumung nicht innerhalb 
dieser Frist, ist die Friedhofsverwaltung gemäß der Friedhofs- und Bestattungssatzung 
berechtigt, die Grabstätte auf Kosten der Verantwortlichen abräumen zu lassen. Nicht 
entfernte Gegenstände gehen entschädigungslos in das Eigentum der Stadt über. 
 
Für Informationen und Rückfragen steht die Friedhofsverwaltung telefonisch unter 
02238/808-376 zur Verfügung. 
 
 
 
 
Für Rückfragen: 
Ruth Henn 
Stadt Pulheim 
Pressesprecherin 
Telefon: 02238/808-107 
E-Mail: ruth.henn@pulheim.de 
 

15




